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Einkommensverteilung. Die Frage, ob die Mitte in Deutschland schrumpft 
oder nicht, erregt regelmäßig das öffentliche Interesse. Ein Vergleich mit an-
deren Ländern der Europäischen Union zeigt zwar, dass in Deutschland weni-
ger Menschen zur Einkommensmitte gehören als mancherorts. Allerdings 
kommen die Mittelschichtler hierzulande besser mit ihrem Einkommen aus.

– vor 2005 leicht abgenommen, lang-
fristig zeigt sich in Deutschland aber 
ein recht stabiles Bild. Insbesondere 
in den vergangenen Jahren hat sich 
die Größe der Mittelschicht prak-
tisch nicht mehr verändert und er-
reicht aktuell ein ähnliches Niveau 

wie zu Zeiten der Wiedervereinigung 
(Grafik).

Im Vergleich zu anderen Ländern 
der Europäischen Union ist Deutsch-
lands Mittelschicht eher durch-
schnittlich groß. So gehören zum 
Beispiel in Slowenien, Tschechien, 
der Slowakei sowie in den skandina-
vischen Ländern deutlich mehr 
Menschen der Einkommensmitte an.

Allerdings sagt diese alleinige Ein-
ordnung der Bevölkerung bezogen 
auf das Medianeinkommen nichts 
über das Befinden und den Wohl-
stand der jeweiligen Mittelschicht 
aus. Eine Position in der Einkom-
mensmitte heißt also nicht notwen-
digerweise, dass sich die jeweilige 
Bevölkerungsgruppe keine finanzi-
ellen Sorgen machen muss und um-
gekehrt.

Einer Untersuchung des Instituts 
der deutschen Wirtschaft Köln (IW) 
zufolge kommt in Deutschland der 
Großteil der Einkommensmittel-
schicht recht gut mit dem Geld aus.

Nur bei 14 Prozent der Befragten 
reicht es kaum, um sich über Wasser 
zu halten (Grafik Seite 2 oben). 

Leistungsbilanzen. 
Überschüsse werden 
im Außenhandel meist 
von Volkswirtschaften 
mit einer industriellen 
Struktur erzielt.
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Entgegen mancher Meinungen, 
die Mittelschicht in Deutschland 
schrumpfe, nimmt diese weder zu 
noch ab. Zwar hat die Mitte im en-
gen Sinne – also der Teil der Bevöl-
kerung, der über 80 bis 150 Prozent 
des mittleren Einkommens verfügt 
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Einkommensgruppen auf Basis bedarfsgewichteter Nettoeinkommen pro Kopf
Ursprungsdaten: Sozio-oekonomisches Panel

Deutschland: Stabile Mitte 
in Prozent der Gesamtbevölkerung 
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Die europäische Mitte

Ingenieurinnen. 
Seit Jahren gibt es zu 
wenige Ingenieure. 
Vor allem Frauen ent-
scheiden sich selten 
für diese Laufbahn.
Seite 7
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Einig sind sich die Europäer aber 
darin, dass die meisten Menschen in 
der Mitte leben sollten – zumindest 
ist das der Gesellschaftstyp, der laut 

Ganz anders sieht die Situation 
zum Beispiel in Slowenien aus: Zwar 
hat das Land im EU-Vergleich die 
größte Mittelschicht. Jedoch geben 
mehr als zwei Drittel dieser Mittel-
schichtler an, dass sie eher schlecht 
als recht mit ihrem Einkommen aus-
kommen.

Trotzdem fühlt sich gut die Hälf-
te der Slowenen zur Mittelschicht 
gehörig – ähnlich wie in der Bundes-
republik (Grafik unten):

In Deutschland ordnen sich etwa 
genauso viele Menschen in der Mitte 
ein (50,6 Prozent), wie der Einkom-
mensmittelschicht im engen Sinne 
angehören (49,6 Prozent).

In Ungarn ist das nicht der Fall: 
Hier gehören gut 56 Prozent zur 
Einkommensmittelschicht, subjektiv 
zugehörig fühlt sich aber nur knapp 
ein Drittel der Bevölkerung – zwei 
Drittel zählen sich zum unteren Be-
reich. Das liegt unter anderem da-
ran, dass mehr als 90 Prozent der 
Mittelschichtler in Ungarn nur 
schlecht mit ihrem Einkommen aus-
kommen.

In Finnland ist die Abweichung 
umgekehrt: Hier ordnet sich ein 
Großteil der Bevölkerung in die obe-
ren Gesellschaftsbereiche ein.
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Länderauswahl; Einkommensgruppen auf Basis bedarfsgewichteter Nettoeinkommen pro Kopf des jeweiligen Landes im Jahr 2009
Ursprungsdaten: Eurostat, The International Social Survey Programme
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So viel Prozent der Bevölkerung
gehören zur Mitte im engen 
Sinne, sie verfügen also über
80 bis 150 Prozent des Median-
einkommens 
So viel Prozent der Bevölkerung 
würden sich laut einer Befragung 
in der Mitte der Gesellschaft
einordnen 

einer Befragung des International 
Social Survey Programme in allen 
Ländern der Europäischen Union 
die höchste Zustimmung erhält. 
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Länderauswahl; Einkommensgruppen auf Basis bedarfsgewichteter Nettoeinkommen pro Kopf 
des jeweiligen Landes im Jahr 2009; Ursprungsdaten: Eurostat 

Einkommen: Deutsche Mittelschicht ist zufrieden
Lesebeispiel: So viel Prozent der Menschen, die zur Mitte im engen Sinne gehören, gaben in der 
Befragung an, dass sie „sehr schlecht“, „schlecht“ oder „relativ schlecht“ mit ihrem monatlichen 
Einkommen zurechtkommen. 
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Wer zur Mittelschicht gehört
Das IW Köln bildet fünf statt drei Einkommensschichten. Durch diese Einteilung soll unter 
anderem verhindert werden, dass schon jene Menschen als reich gelten, die 2.500 Euro 
netto im Monat verdienen, also das Anderthalbfache des Medians.

Einkommensarme Schicht: Weniger als 60 Prozent des Medianeinkommens.

Einkommensschwache Mitte: 60 bis 80 Prozent des Medianeinkommens.

Mitte im engen Sinne: 80 bis 150 Prozent des Medianeinkommens.

Einkommensstarke Mitte: 150 bis 250 Prozent des Medianeinkommens.

Einkommensreiche Schicht: Mehr als 250 Prozent des Medianeinkommens.

Medianeinkommen: Einkommen, bei dem die Bevölkerung in zwei Hälften geteilt wird; 
auf einen Alleinstehenden umgerechnet, waren das 2010 monatlich 1.638 Euro netto.



Investitionsgüter führen zu Überschüssen

Leistungsbilanzen. Überschüsse wer-
den im Außenhandel meist von Volks-
wirtschaften erzielt, die eine industriell 
geprägte Struktur haben und somit 
viele Investitionsgüter exportieren.

Dass es in Deutschland derzeit 
ziemlich rund läuft, hängt eng mit 
der heimischen Wirtschaftsstruktur 
zusammen: Hierzulande werden ver-
gleichsweise viele Investitionsgüter 
hergestellt. Maschinen, technische 
Anlagen und Fahrzeuge sind zudem 
ein Exportschlager, sie bescheren der 
deutschen Leistungsbilanz seit Jahr-
zehnten einen Überschuss. Dieser 
Zusammenhang lässt sich auch in 
anderen fortgeschrittenen Volkswirt-
schaften beobachten:

Von 18 Ländern weisen vor allem 
diejenigen mit einem hohen Industrie-
anteil einen Leistungsbilanzüber-
schuss auf.

Das gilt insbesondere für Südko-
rea, das 2007 mit 28 Prozent den 
weltweit höchsten Industrieanteil 
unter den Industrieländern verzeich-
nete; Deutschland kam auf einen 
Industrieanteil von 24 Prozent.

Was für die Leistungsbilanz gilt, 
die grenzüberschreitende Waren-  
und Dienstleistungsströme erfasst, 
gilt auch für die Handelsbilanz: Weil 
es sich bei den meisten Warenimpor-
ten und -exporten um Industrieer-
zeugnisse handelt, erwirtschaften 
Länder mit relativ hohen Industrie-
anteilen ausnahmslos auch mar-
kante Handelsbilanzüberschüsse.

Noch deutlicher als das Zusam-
menspiel zwischen dem Industriean-
teil eines Landes und dessen Außen-
handelsperformance ist der Zusam-
menhang zwischen der Investitions-

güterproduktion und dem Handels- 
bzw. dem Leistungsbilanzsaldo 
(Grafik): Länder, die vergleichsweise 
viele Maschinen und Anlagen her-
stellen und verkaufen, profitieren 
auch deutlich mehr vom globalen 
Investitionsboom als Volkswirt-
schaften wie die USA oder Großbri-
tannien. Dort beträgt der Anteil der 
Investitionsgüterbranchen an der 
Gesamtwirtschaft nur rund 5 Pro-
zent, der grenzüberschreitende 
Investitionsgüterhandel war 2007 in 
beiden Ländern sogar defizitär.

Seit 2011 existieren innerhalb der 
Europäischen Union Obergrenzen 

für Leistungsbilanzüberschüsse und 
-defizite, deren Überschreiten bis-
lang allerdings nicht sanktioniert 
wird. Solche Limitierungen blockie-
ren jedoch die Exporttätigkeit der 
Länder, die Investitionsgüter produ-
zieren. Auch hemmen sie die globa-
le Investitionstätigkeit und damit die 
weltwirtschaftliche Entwicklung. 
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Daten für 2007 wurden gewählt, um Verzerrungen durch die globale Finanz- und 
Wirtschaftskrise ab 2008 auszuschließen; Portugal: Daten für 2006; ROK: Republik Südkorea
Ursprungsdaten: Internationaler Währungsfonds, OECD

Leistungsbilanz und Wirtschaftsstruktur
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Gründungen. Die Zahl der Unterneh­
mensgründungen ist in Deutschland 
seit ihrem Höhepunkt 2004 um mehr 
als 200.000 auf nur noch 346.000 im 
Jahr 2012 gefallen. Der gut laufende 
Arbeitsmarkt und der gekürzte Exis­
tenzgründungszuschuss der Bundes­
agentur für Arbeit dürften die Treiber 
dieser Entwicklung gewesen sein. 

Wie das Bonner Institut für Mit-
telstandsforschung (IfM) aus der 
Gewerbeanzeigenstatistik ermittelt 
hat, ist die Zahl der Existenzgrün-
dungen im vergangenen Jahr auf den 
niedrigsten Wert seit 15 Jahren ge-
fallen (Grafik). Weil gleichzeitig 
370.000 Firmen dichtgemacht ha-
ben, war der Saldo aus Gründungen 
und Schließungen erstmals seit dem 
Jahr 2008 wieder negativ.

Um die jüngste Entwicklung zu 
verstehen, muss man zehn Jahre zu-
rückgehen – zum Geburtsjahr der 
Agenda 2010. Damals, im Jahr 2003, 
wurde auch das Konzept der Ich-AG 
geboren. Wer arbeitslos war, konnte 
sich mit einer Förderung der Bun-

desagentur selbstständig machen. In 
der Folge stieg die Zahl der Grün-
dungen rapide an. Bereits 2006 wur-
de die Ich-AG wieder abgeschafft. 
Im Jahr 2012 ereilte dieses Schicksal 
auch den Gründungszuschuss für 
Arbeitslosengeld-I-Empfänger (Ka-
sten), das Nachfolgeinstrument der 
Ich-AGs. Die Zahl der Gründungen 
brach ein.

Hinzu kommt ein weiterer As-
pekt: Erfahrungsgemäß nimmt die 
Zahl der Betriebsöffnungen ab, wenn 
die Wirtschaft gut läuft – und um-
gekehrt. Denn viele Menschen grün-
den oft nur aus der Not heraus eine 
eigene Firma, wenn sie sonst keine 
andere Beschäftigungsmöglichkeit 
sehen.

Nun wird sich niemand wün-
schen, dass die Wirtschaft kriselt, 
damit sich wieder mehr Menschen 
selbstständig machen. Es sollte al-
lerdings darüber nachgedacht wer-
den, ob man den Gründungszu-
schuss weniger restriktiv handhabt 
als seit Beginn des vergangenen Jah-
res (Interview).

Denn die Wirtschaft braucht die 
Frischluftzufuhr in Form von Grün-
dungen. Während bestehende Un-
ternehmen ihre Stärke in der Weiter-
entwicklung von Produkten und 
Diensten sehen, bringen Newcomer 
oft Neuerungen auf den Markt.
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Ohne Freie Berufe 
Quelle: Institut für Mittelstandsforschung Bonn

Gründerzahl bricht ein
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Gründungszuschuss
Mit diesem Instrument förderte die 
Bundesagentur für Arbeit von 2006 bis 
2011 die Ambitionen Arbeitsloser, sich 
selbstständig zu machen, recht großzü­
gig. Wer noch mindestens 90 Tage An­
spruch auf Arbeitslosengeld I hatte, be­
saß einen Anspruch auf den Zuschuss. 
Im Jahr 2011 bekamen 133.800 arbeits­
lose Gründer erstmals einen solchen Zu­
schuss. Seit 2012 ist der Zuschuss eine 
Ermessensleistung der Bundesagentur. 
Der Arbeitslose muss nun allerdings 
noch mindestens 150 Tage Anspruch 
auf ALG I haben. Infolgedessen ist die 
Zahl der Bewilligungen auf 20.000 im 
vergangenen Jahr gesunken.  

Neue Firmen 
braucht das Land

+ Interview +++ Interview
Nachgefragt bei Klaus-Heiner Röhl,  
Mittelstandsexperte im Institut der  
deutschen Wirtschaft Köln

Sie beklagen, dass die Zahl der 
Unternehmensgründer nicht zuletzt 
wegen der Quasi-Abschaffung des 
Gründungszuschusses für Arbeits-
lose eingebrochen ist. Wäre es von 
daher nicht geboten, den Zuschuss 
wieder wie früher zu gewähren?

Prinzipiell ist die Kürzung nachvollzieh­
bar, denn nicht Fördermittel sollten die 
Triebfeder für Gründungen sein, son­
dern Ideen und Marktchancen. Aber da 
es nun kaum noch Gründungen aus der 
Arbeitslosigkeit heraus gibt und es zuvor 
keine Hinweise auf starke Mitnahme­
effekte der Förderung gab – das heißt, 
die geförderten Gründer sind nicht nach 
Auslaufen der Förderung sofort wieder 
vom Markt verschwunden –, sollte die 
Bundesagentur ihren Ermessensspiel­
raum nicht so eng auslegen.



Renteneintrittsalter muss weiter steigen

Rentenversicherung. Wenn die Le-
benserwartung weiter steigt, muss 
auch das Ruhestandsalter schrittweise 
angehoben werden. Denn ansonsten 
wird die Altersrente unfinanzierbar. 

Die Enquetekommission „Wachs-
tum, Wohlstand, Lebensqualität“ 
des Deutschen Bundestags hat sich 
zuletzt mehrheitlich dafür ausge-
sprochen, das Rentenzugangsalter 
auf 69 Jahre anzuheben, sollte die 
Lebenserwartung auch künftig so 
rasch zunehmen wie bisher.  
Zur Erinnerung:

•	 Konnte ein 65-jähriger Mann 
nach der Wiedervereinigung noch 
mit durchschnittlich weiteren 14 Le-
bensjahren rechnen, waren es zuletzt 
rund 17 ½ Jahre. 

•	 Gleichaltrige Frauen blicken heu-
te auf eine weitere Lebenserwartung 
von knapp 21 Jahren – 32 Monate 
mehr als noch vor zwei Jahrzehnten.

Trotzdem gehen die Arbeitneh-
mer heute nicht wesentlich später in 
Rente als in den frühen 1990er Jah-
ren (Grafik). Männer schmeißen 
heute mit 63,8 Jahren den Griffel 
hin, 1993 war nach 63,1 Jahren 
Schluss. Die derzeit gültige Regel
altersgrenze von 65 Jahren und zwei 
Monaten wird damit weiterhin deut-
lich verfehlt. Ähnlich sieht es bei den 
Frauen aus.

Was für viele Senioren begrüßens-
wert erscheint – ein möglichst langes 
Rentnerdasein –, belastet die umlage
finanzierte Rentenversicherung und 
damit die Beitragszahler:

Heute erhalten 20,5 Millionen 
Rentner Monat für Monat ihre Über-
weisung von der Rentenkasse – ein 
Drittel mehr als 1993.

Ohne die bisherigen Rentenre-
formen – der Beitragssatzanstieg 
wurde bis 2030 auf 22 Prozent ge-
deckelt, das gesetzliche Versorgungs-
niveau abgesenkt – wären die Bei-
tragszahler längst überfordert.

Die Anhebung des Rentenein-
trittsalters von 65 auf 67 Jahre kann 
insofern auch nur als Zwischenstufe 
gesehen werden. Die Regelalters-
grenze wird zwar seit 2012 schritt-
weise angehoben. Bis zum Jahr 2024 
steigt sie pro Jahr um einen Monat 
und danach in Zweimonatsschritten, 
um im Jahr 2029 die neue Regelal-
tersgrenze zu erreichen. Für die Jahr-
gänge 1964 und jünger wird sie dann 
bei 67 Jahren liegen.

Weil der demografische Wandel 
aber nicht im Jahr 2030 aufhört, 
muss schon heute darüber nachge-
dacht werden, wie mit der steigenden 
Lebenserwartung in den darauffol-
genden Jahrzehnten umgegangen 
werden soll. Die Rente mit 69 rückt 
damit ins Blickfeld.

Die weitere Anpassung könnte 
man ähnlich gestalten wie jetzt den 
Übergang von der Rente mit 65 auf 
die mit 67 Jahren. Denn bis 2030 
steigt die Regelaltersgrenze durch-
schnittlich um sechs Wochen pro 
Jahr, während die Bevölkerungsex-
perten bei der Lebenserwartung mit 
einem Plus von mindestens sieben 
bis acht Wochen pro Jahr rechnen.

Damit müssten eigentlich alle Be-
teiligten – Beitragszahler wie Rent-
ner – einverstanden sein. Wer in vier 
Jahrzehnten immerhin gut sechs 
Jahre länger lebt als heute, müsste 
dann drei Viertel der zusätzlichen 
Zeit arbeiten, also bis zu einem Alter 
von 69 ½ Jahren.

Ein weiterer positiver Nebeneffekt 
dieser Regelung: Wer länger in die 
Rentenkasse einzahlt, bekommt 
auch eine höhere monatliche Rente 
– diese würde ebenso wie die stärkere 
private Vorsorge helfen, das derzeit 
viel beschworene Schreckgespenst 
Altersarmut abzuwehren.
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Rentner: einschließlich Hinterbliebenenversorgung
Quellen: Deutsche Rentenversicherung, Statistisches Bundesamt

Langer Ruhestand
Obwohl die Senioren immer länger leben, gehen sie heute nicht wesentlich später in Rente als 
vor zwei Jahrzehnten. Die Zahl der Rentner wächst deshalb stetig. 

Lebenserwartung in Jahren 1993 2011

im Alter von 65 Jahren Männer

Frauen

Männer

Frauen

insgesamt

Männer

Frauen

insgesamt

Männer

Frauen

insgesamt

14,3

18,0

63,1

63,0

63,0

60,1
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5,5
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15,4

17,5
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63,8
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60,9

60,8

60,8

8,7

11,8

20,5

Altersrenten

Rentenzugangsalter in Jahren

Renten wegen Alter und 
Erwerbsminderung

Rentner in Millionen



Wie sich Absolventen gewinnen lassen

Ausländische Fachkräfte. Deutsch-
lands Unternehmen interessieren sich 
bei der Rekrutierung von Fachkräften 
zunehmend für ausländische Talente, 
die hierzulande einen Hochschulab-
schluss erworben haben. Doch vor 
allem kleine und mittlere Firmen tun 
sich schwer damit, Kontakt zu dieser 
Zielgruppe aufzubauen.

An den deutschen Hochschulen 
waren im Jahr 2011 mehr als 100.000 
Studenten eingeschrieben, die ihre 
Hochschulzugangsberechtigung im 
Ausland erworben haben – die meis­
ten von ihnen in den Rechts-, Wirt­
schafts- und Sozialwissenschaften, 
gefolgt von den Ingenieurwissen­
schaften (Grafik). Im selben Jahr 
haben mehr als 38.000 junge Auslän­
der an einer deutschen Hochschule 
ihr Studium abgeschlossen. Dieser 
Personenkreis wird für Unterneh­
men immer attraktiver.

Das liegt nicht nur an Fachkräfte­
engpässen in Deutschland, sondern 
auch an den Qualifikationen, die 

ausländische Absolventen haben: 
Neben Deutsch sprechen sie die 
Sprache ihres Herkunftslands und 
bringen interkulturelle Kompetenz 
mit – Fähigkeiten, die in Zeiten der 
Globalisierung wichtig sind.

Doch es gibt ein Problem: Viele 
ausländische Absolventen kehren 
Deutschland nach dem Studium wie­
der den Rücken. Bei fast drei Viertel 
aller ausländischen Absolventen war 
das zwischen 2008 und 2009 der Fall. 
Ein Grund hierfür liegt darin, dass 
Ausländer hohe Hürden überwinden 
müssen, um auf den deutschen Ar­
beitsmarkt vorstoßen zu können.

Diese Vorschriften wurden inzwi­
schen gelockert (Stichwort Blaue 
Karte, vgl. iwd 47/2012). Dennoch 
stellt sich vielen Verantwortlichen in 
Firmen die Frage, wie sie überhaupt 
in Kontakt zu ausländischen Stu­
denten kommen. Dabei gibt es viele 
Wege:

Mit einem Aushang am Schwarzen 
Brett der jeweiligen Universität bei-
spielsweise können Unternehmen der 

von ihr ins Auge gefassten Zielgruppe 
bereits während des Studiums Prak-
tika oder Werkverträge anbieten.

Wenn die Zusammenarbeit gut 
läuft, dann ist eine Weiterbeschäfti­
gung nach Abschluss des Studiums 
für beide Seiten ein Gewinn.

Viele Unternehmen, die Ausschau 
nach Studenten oder Absolventen 
ausländischer Herkunft halten, su­
chen sich auch direkt Ansprechpart­
ner im universitären Umfeld. Dort 
haben sich viele Studenten mit aus­
ländischem Pass zu Initiativen zu­
sammengeschlossen. Diesen Initia­
tiven können Firmen über eine Kon­
taktperson ihre Angebote wie z.B. 
offene Stellen zuleiten. Eine solche 
Scharnierrolle übernehmen häufig 
auch die sogenannten International 
Offices der jeweiligen Hochschule.

Hochschulmessen, Online-Job­
börsen oder soziale Netzwerke – 
auch über diese Wege können Fir­
men ausländische Studenten oder 
Absolventen rekrutieren. Wenn ein 
Unternehmen plant, auf einer Hoch­
schulmesse präsent zu sein, sollten 
Mitarbeiter mit Migrationshinter­
grund am Stand nicht fehlen – sie 
sind ideale Kandidaten, um auslän­
dische Talente anzusprechen.

Einmal im Unternehmen ange­
kommen, sollten ausländische Stu­
denten oder Absolventen gezielt 
unterstützt werden – zum Beispiel 
über einen Mentor.
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Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt,
Hochschul-Informations-System

Was Ausländer
in Deutschland studieren

Was Ausländer
in Deutschland studieren

So viele Studenten, die ihre Hochschul-
zugangsberechtigung im Ausland

erworben haben, waren 2011
in folgenden Fächern

eingeschrieben

 Rechts-,
 Wirtschafts-
 und Sozial-

wissenschaften

 Ingenieur-
 wissen-
schaften

 Sprach-
 und Kultur-

 wissen-
schaften

Mathematik
 und Natur-

 wissen-
schaften

 Human-
 medizin,

 Gesundheits-
 wissen-
schaften

Kunst und
 Kunst-
 wissen-
schaften

 Sons-
tige

Fächer

2.469

5.6707.395

14.711
20.367

25.38528.829

Weitere Informationen über die Vorgehens-
weise bei der Rekrutierung ausländischer 
Studenten und Absolventen speziell für  
kleine und mittlere Unternehmen: 
www.kompetenzzentrum-fachkraefte
sicherung.de 



Zögerliche Tüftlerinnen

Ingenieurinnen. Seit Jahren sind In-
genieure knapp. Vor allem Frauen ent-
scheiden sich noch zu selten für eine 
Ingenieurkarriere – trotz zahlreicher 
Programme zur Förderung des weib-
lichen Nachwuchses.

Eine sichere Arbeitsmarktlage 
und überdurchschnittlich gute Ge­
haltsperspektiven sind nur zwei 
Gründe, warum es sich lohnt, Inge­
nieur zu werden. Doch obwohl die 
Zukunftsaussichten in diesem Be­
reich besonders rosig sind, ergreifen 
immer noch zu wenige junge Leute 
den Beruf. Dadurch ist in den ver­
gangenen Jahren eine Fachkräfte­
lücke entstanden. So stehen aktuell 
25.700 arbeitslose Ingenieure 70.000 
offenen Stellen gegenüber.

Da außerdem immer noch zu we­
nige Frauen eine Ingenieurkarriere 
einschlagen, gibt es bundesweit in­
zwischen rund 260 Initiativen zur 
Förderung des weiblichen Nach­
wuchses in technischen Fachrich­
tungen. Auf den ersten Blick mit 
Erfolg:

Die Zahl der erwerbstätigen männ-
lichen Ingenieure in Deutschland ist 
zwischen den Jahren 2005 und 2010 
um 13 Prozent auf gut 1,3 Millionen 
gestiegen, die der weiblichen Ingeni-
eure sogar um mehr als 30 Prozent 
auf 267.000.

Der starke Zuwachs an weiblichen 
Ingenieuren ist jedoch zu einem gu­
ten Teil auf das niedrige Ausgangs­
niveau zurückzuführen. Denn hier­
zulande ist lediglich jeder sechste 
Ingenieur eine Frau.

Alles in allem entscheiden sich 
bislang also zu wenige Frauen für 
ein ingenieurwissenschaftliches Stu­

dium. Während in Deutschland in­
zwischen fächerübergreifend mehr 
als die Hälfte aller Studienabschlüs­
se von Frauen erworben werden, 
waren es in den Ingenieurwissen­
schaften in den vergangenen fünf 
Jahren konstant 22 Prozent.

Um mehr junge Leute für die 
Ingenieurwissenschaften zu begeis­
tern, müssen bereits in Kindergarten 
und Grundschule technisch-natur­
wissenschaftliche Phänomene und 
Inhalte intensiver als bislang vermit­
telt werden.

Die Bundesrepublik steht mit die­
ser Herausforderung jedoch nicht 
allein da, denn in keinem einzigen 
hier betrachteten Land ist der Ab­
solventenanteil weiblicher Ingeni­
eure an allen weiblichen Absolventen 
zweistellig (Grafik):

In Deutschland macht nur jede 
zwanzigste Studentin einen Bachelor 
oder Master in Ingenieurwissenschaf-
ten,  bei den männlichen Absolventen 
beträgt der entsprechende Anteil im-
merhin ein Viertel.

Schlusslicht im Vergleich sind die 
USA: Hier fällt nur rund jeder vier­
zigste Studienabschluss von Frauen 
in den Bereich der Ingenieurwissen­
schaften.

Einen ersten Lichtblick liefern die 
jüngsten Daten des Statistischen 
Bundesamts. Obwohl sich im Studi­
enjahr 2012 knapp 9 Prozent weniger 
Studienanfänger für ein Studium der 
Ingenieurwissenschaften einge­
schrieben haben als noch im Vorjahr, 
ist die Zahl der entsprechenden Stu­
dienanfängerinnen um knapp 3 Pro­
zent gestiegen.
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Länderauswahl; Stand: 2010; Ursprungsdaten: Eurostat

Studentinnen: Wenig Interesse an Technik
Weibliche Absolventen ingenieurwissen-
schaftlicher Studiengänge in Prozent 
aller weiblichen Absolventen
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Mit dem Standort zufrieden

Metall- und Elektro-Industrie. Die 
Unternehmen der Branche geben dem 
Standort D erneut gute Noten. Das 
ergab eine Befragung von mehr als  
​300 Vorständen und Geschäftsführern 
durch das Institut für Demoskopie  
Allensbach im Auftrag des Arbeitgeber-
verbands Gesamtmetall.

Der Wandel Deutschlands vom 
kranken Mann Europas zum Mus­
terknaben der EU wird in der Allens­
bach-Umfrage mehrfach sichtbar: 
Hielten im Jahr 2002 nur 4 Prozent 
der M+E-Unternehmen den Indus­
triestandort D für sehr gut und wei­
tere 37 Prozent für gut, stellen zehn 
Jahre später 31 Prozent der Firmen 
dem Standort ein exzellentes und 55 
Prozent ein gutes Zeugnis aus (Gra­
fik). Die Top-Noten dürften nicht 
zuletzt auf  die Arbeitsmarktre­
formen der Agenda 2010 zurückzu­
führen sein.

Weil der Standort inzwischen so 
attraktiv ist, befürchten viele M+E-

Unternehmen, dass es eigentlich nur 
schlechter werden kann – jeder drit­
te Geschäftsführer zieht das immer­
hin ins Kalkül.

Als Absatzmarkt verliert Deutsch­
land für viele M+E-Unternehmen 
an Bedeutung. Eine deutliche Mehr­
heit der Geschäftsführer äußert, die 
Geschäftslage des Unternehmens sei 
heutzutage stärker (31 Prozent) oder 
wesentlich stärker (25 Prozent) von 
den Entwicklungen im Ausland ab­
hängig als früher.

Entsprechend meinen jeweils sechs 
von zehn Befragten, dass sich die 
Globalisierung stark oder sehr stark 
auf das eigene Unternehmen auswir-
ke und dass die Geschäftslage stärker 
schwanke als früher.

Allerdings bewerten heute 57 Pro­
zent der Unternehmen die Auswir­

kungen der Globalisierung auf das 
eigene Unternehmen als „eher posi­
tiv“ – vor zehn Jahren äußerten nur 
45 Prozent der Befragten diese An­
sicht. Dies ist ein Zeichen dafür, dass 
die Unternehmen in der Krise ihre 
Hausaufgaben gemacht haben.

Die unter dem Strich relativ opti­
mistische Einschätzung der Füh­
rungskräfte überrascht – denn das 
Klima auf den Weltmärkten ist nach 
Ansicht der M+E-Unternehmer  
rauer geworden: Acht von zehn Be­
fragten sagen, es werde schwieriger, 
die Zukunftsperspektiven vorherzu­
sehen und die künftige Auftragslage 
richtig einzuschätzen. Gerade des­
halb kommt es jetzt auf eine Tarif­
politik mit Augenmaß an, die Pla­
nungssicherheit bietet und die Be­
triebe nicht überfordert.
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Quelle: Institut für
Demoskopie Allensbach

M+E-Unternehmen:
Gute Noten für
den Standort D
So viel Prozent der befragten 300 M+E-Unter-
nehmen beurteilen Deutschland als Standort ...

... sehr gut

... gut

... weniger gut

... schlecht geeignet

... unentschieden,
    keine Angabe
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